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Entwurf eines Gesetzes 
über das Zollkontingent für feste Brennstoffe 
1965, 1966 und 1967 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


§ 1 

Der Deutsche Zolltarif 1961 {Zolltarifgesetz vom 
23. Dezember 1960 — Bundesgesetzbl. II S. 2425) 
in der zur Zeit geltenden Fassung und unter der zur 
Zeit geltenden Jahresbezeichnung, wird wie folgt 
geändert: 

Die Tarifnr. 27.01 erhält folgende Fassung: 


Tarif- 

nummer 


\ Vd r enb G ze i ch n u n g 


Binnen- | Außen- 

Zollsatz für 100 kg 
Eigengewicht 

DM I DM 


27.01 


Steinkohle; Steinkohlenbriketts und ähnliche aus Steinkohle ge- 
wonnene feste Brennstoffe: 


A- Steinkohle: 


I- erzeugt in einem Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl, gegen Vorlage eines mit den Mitglied- 
staaten vereinbarten Ursprungszeugnisses (EGKS) 


frei 


II -andere (EGKS) 


2 ,— 


B - andere: 

I- erzeugt in einem Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl, gegen Vorlage eines mit den Mitglied- 
staaten vereinbarten Ursprungszeugnisses (EGKS) 


frei 


II -andere (EGKS) 


2 — 


Anmerkungen 

1. Waren der Tarifnr. 27.01, soweit sie nicht zollfrei sind, zur Be- 

bunkerung von Seeschiffen in den Seehäfen unter zollamtlicher 
Überwachung 

2. Waren der Tarifnr. 27.01, soweit sie nicht zollfrei sind, für die 

Abfallbehandlung in Lohnveredlungsverkehren zur Herstellung 
von Koks {§ 48 Abs. 5 des Zollgesetzes) 

3. (1) Waren der Tarifnr. 27.01, soweit sie nicht zollfrei sind, im Rah- 

men des nachstehenden Zollkontingents, gegen Vorlage eines Kon- 
tingentscheines 

(2) Das Zollkontingent beträgt für die Jahre 1965, 1966 und 1967 
insgesamt 164 vom Hundert der nach dem Gewicht berechneten 
Menge, die im Durchschnitt der Jahre 1954, 1955, 1956, 1957 und 
1958 mit Ursprung in anderen Ländern als den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl im Bundesgebiet 


frei 


frei 


frei 


2 ,— 


2 — 


2 - 


2 ,— 


frei 


frei 


frei 
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Tarif- 

nummer 


W ü r V. n b c z c i c:h n u n g 


Binnen- | Außen- 

Zollsatz für 100 kg 
Eigengewicht 

DM I DM 


zum freien Verkehr abgefertigt oder in das Saarland verbracht 
worden ist. 

(3) Die Bundesregierung kann, nachdem dem Bundesrat Gelegen- 
heit zur Stellungnahme binnen drei Wochen gegeben worden ist, 
mit Zustimmung des Bundestages durch Rechtsverordnung das 
Zollkontingent bis zu 20 vom Hundert erhöhen, wenn dies aus 
gesamtwirtschaftlichen Gründen geboten ist. Soweit es mit Rück- 
sicht auf die europäische wirtschaftliche Zusammenarbeit erfor- 
derlich ist, kann sie auch von der ihr durch § 77 Abs. 1 des Zoll- 
gesetzes vom 14. Juni 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 737) erteilten 
Ermächtigung Gebrauch machen. 


§ 2 

(1) Kontingentscheine nach Anmerkung 3 zu 
Tarifnr. 27.01 des Deutschen Zolltarifs erteilt das 
Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft nach Maß- 
gabe der Vorschriften dieses Gesetzes. 

(2) Bis zur Höhe von insgesamt 97 vom Hundert 
der in Anmerkung 3 Abs. 2 zu Tarifnr. 27.01 genann- 
ten Menge werden Kontingentscheine solchen An- 
tragstellern erteilt, die Waren der Tarifnr. 27.01 in 
den Jahren 1954, 1955, 1956, 1957 oder 1958 unter 
Abfertigung zum freien Verkehr in das Bundesgebiet 
eingeführt oder in das Saarland verbracht haben. 

(3) Bis zur Hohe von insgesamt 3 vom Hundert 
der in Anmerkung 3 Abs. 2 zu Tarifnr. 27.01 ge- 
nannten Menge werden Kontingentscheine solchen 
Antragstellern erteilt, die den Handel mit Waren 
der Tarifnr. 27.01 gewerbsmäßig betreiben, ohne die 
Voraussetzungen des Absatzes 2 zu erfüllen. 


§ 3 

Die nach § 1 auf das Zollkontingent entfallende 
Warenmenge stellt der Bundesminister für Wirt- 
schaft auf Grund der Einfuhrmeldungen und bei Be- 
zügen im Saarland auf Grund der Angaben in dem 
Statistischen Bulletin — Kohle und Stahl — - des 
Statistischen Amtes der Europäischen Gemeinschaf- 
ten fest. 


§ 4 

(1) Das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft 
setzt die Anteile am Zollkontingent für jeden An- 
tragsteller nach § 2 Abs. 2 für die Jahre 1965, 1966 
und 1967 in der Höhe fest, die seinem Anteil an 
den in den Jahren 1954, 1955, 1956, 1957 und 1958 
mit Ursprung in anderen Ländern als den Mitglied 
Staaten der Europäischen Gemeinschaft für Kohl 
und Stahl von solchen Antragstellern bezogenem 
Mengen entspricht, die einen Antrag innerhalb der 
nach § 7 Abs. 1 zu bestimmenden Frist gestellt 
haben. 


(2) Der Kontingentschein ist zu versagen, wenn 
der Antragsteller 

1. über die ihm zuzuteilende Menge weder 
Lieferverträge mit Verbrauchern noch Ver- 
träge abgeschlossen hat, die eine Beteili- 
gung an der Erfüllung derartiger Liefer- 
verträge zum Gegenstand haben, oder 

2. die ihm ziizuteilende Menge nicht im ei- 
genen Unternehmen verbraucht. 

Das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft kann 
von den Voraussetzungen des Satzes 1 Nr. 1 und 2 
absehen, insbesondere wenn 

1. die dem Antragsteller zuzuteilende Menge 
an lagerhaltende Händler geliefert wird 
oder 

2. der Antragsteller die ihm zuzuteilende 
Menge auf Lager nimmt, 

sofern dadurch die marktgerechte Versorgung der 
Verbraucher nicht beeinträchtigt wird. 

(3) Der Kontingentschein kann, soweit es zur 
marktgerechten Versorgung der Verbraucher er- 
forderlich ist, mit Auflagen verbunden werden. Um 
eine sinnvolle gebietsmäßige Ausnutzung des Kon- 
tingents zu erreichen, kann der Kontingentschein 
auch mit Auflagen verbunden werden, die zu- 
geteilten Mengen nur zur Belieferung von Verbrau- 
chern innerhalb bestimmter Teile des Bundesgebie- 
tes zu verwenden. Zu den in Satz 1 und 2 genann- 
ten Zwecken kann der Kontingentschein entspre- 
chend befristet werden. 

(4) Der Kontingentschein ist für eine auf volle 
tausend Kilogramm nach unten abgerundete Waren- 
menge zu erteilen. 

§ 5 

i (1) Das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft 
erteilt die Kontingentscheine für Antragsteller nach 
§ 2 Abs. 3 nach Richtlinien des Bundesministers für 
Wirtschaft. Die Richtlinien haben eine volkswirt- 
schaftlich zweckmäßige Ausnutzung der gegebenen 
Kontingentmenge zu ermöglichen. 
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(2) Der Kontingentschein ist zu versagen, wenn 
der Antragsteller keine Einkaufsmöglichkeit im Ur- 
sprungsland der für die Einfuhr vorgesehenen Ware 
nachweisl. Im übrigen ist § 4 Abs. 2 bis 4 anzu- 
wenden. 


Anteile am Zollkontingent, für die bis zum 30. 
Juni 1967 Kontingentscheine nach §§ 4 oder 5 nicht 
erteilt worden sind, oder die infolge Nichtausnut- 
zung von Kontingentscheinen oder aus anderen 
Gründen für eine Verteilung verfügbar werden, 
können nach Richtlinien des Bundesministers für 
Wirtschaft verteilt werden. Die Richtlinien können 
von den Aufteilungsgrundsätzen der §§ 2, 4 und 5 
abweichen, soweit dies erforderlich ist, um eine 
wirtschaftlich sinnvolle Verwendung der Restmen- 
gen zu gewährleisten. Für diese Mengen können 
im Kontigentschein Auflagen über die Belieferung 
bestimmter Verbraucher gemacht werden. 


(1) Der Bundesminister für Wirtschaft wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung Aiisschlußfristen 
für die Einreichung von Anträgen auf Festsetzung 
des Antedls am Zollkontingent nach § 4 Abs. 1 und 
cauf Erteilung von Kontingentscheinen zu bestimmen | 
und Vorschriften darüber zu erlassen, welche An- j 
gaben in den Anträgen zu machen und welche Unter- j 
lagen ihnen beizufügen sind. 

(2) Wer glaubhaft macht, daß er die Antragsfrist 
ohne Verschulden nicht einhalten konnte, kann 
binnen einer Frist von zwei Wochen nach Behebung 
des Hindernisses beantragen, nach § 6 berücksichtigt 
zu werden. 


§ 8 

(1) Kontingentscheine dürfen von Berechtigten 
nicht anderen Personen oder Unternehmen zur Aus- 
nutzung überlassen werden. Niemand darf einen 
ihm nicht zustehenden Kontingentschein für sich 
ausnutzen. 

(2) Sind im Kontingentschein Auflagen nach § 4 
Abs. 3 Satz 2 oder § 6 Satz 3 enthalten, so hat der 
Veräußerer diese Auflagen bei der Veräußerung 
jedem Erwerber niitzuteilen. Der Berechtigte und der 
Erwerber dürfen die Warenmengen nur in der vor- 
geschriebenen Weise verwenden. 

(3) Wird ein Kontingentschein nicht oder nicht 
vollständig ausgeniitzt, so hat ihn der Einführer 
binnen drei Tagen nach Eintritt der Umstände, die , 
einer Ausnutzung entgegenstehen, dem Bundesamt 
für gewerbliche Wirtschaft zurückzugeben. 


§ 9 

Der Bundesminisler der Finanzen oder di(^ von 
ihm beauftragten Zollstellen können auf Antrag 
Zoll und anteilige Ausgleichsteucr für Waren der 


Tarifnr. 27.01, die nach dem 30. November 1964 zum 
freien Verkehr abgefertigt worden sind, erstatten 
oder erlassen, soweit der Antrag unter Vorlage 
eines Kontingentscheines binnen drei Monaten nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes gestellt wird. 


§ 10 

Das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft kann 
auf Antrag die Gültigkeit von Kontingentscheinen, 
die auf Grund des Gesetzes über das Zollkontingent 
für feste Brennstoffe 1963 und 1964 vom 27. Dezem- 
ber 1962 (Bundesgesetzbl. II S. 2383) erteilt worden 
sind und infolge unvorhergesehener Umstände bis 
zum 31. Dezember 1964 nicht ausgenutzt werden 
konnten, bis zum 28. Februar 1965 verlängern. 


§ 11 

(1) Das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft 
kann Auskunft verlangen, soweit dies erforderlich 
ist, um die Einhaltung dieses Gesetzes und der zu 
seiner Durchführung erlassenen Vorschriften zu 
überwachen. Zu diesem Zweck kann es Prüfungen 
beim Auskunftspflichtigen vornehmen und verlan- 
gen, daß ihm die geschäftlichen Unterlagen vorge- 
legt werden. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit 
der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) wird 
insoweit eingeschränkt. 

(2) Auskunftspflichtig ist, wer unmittelbar oder 
mittelbar an der Einfuhr oder an der Weiterlie- 
feriing von Waren der Tarifnr. 27.01 teilnimmt oder 
solche Waren verbraucht. 

(3) Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflich- 
tete kann die Auskunft auf solche Fragen verwei- 
gern, deren Beantwortung ihn selbst oder leinen der 
in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung 
bezeichneten Angehörigen der Gefahr strafgericht- 
iieher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen 
würde. 


§ 12 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer 

1. unrichtige oder unvollständige Angaben 
tatsächlicher Art macht oder benutzt, um 
für sich oder einen anderen einen Kontin- 
gentschein zu erschleichen, 

2. entgegen § 8 Abs. 1 Kontingentscheine 
anderen Personen oder Unternehmen zur 
Ausnutzung überläßt oder einen ihm nicht 
zustehenden Kontingentschein für sich 
ausnutzt, 

3. entgegen § 8 Abs. 2 Satz 1 als Veräußerer 
einem Erwerber eine Auflage nicht mit- 
teilt, 

4. zollfrei cingeführte Waren entgegen § 8 
Abs. 2 Satz 2 nicht entsprechend einer im 
Kontingentschein enthaltenen Auflage ver- 
wendet. 
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5. entgegen § 8 Abs. 3 Kontingentscheine 
nicht binnen drei Tagen nach Eintritt von 
Umständen, die einer Ausnutzung des 
Scheines entgegenstehen, an das Bundes- 
amt für gewerbliche Wirtschaft zurück- 
gibt oder 

6. entgegen § 11 Abs. 1 eine Auskunft nicht, 
unrichtig, unvollständig oder nicht recht- 
zeitig erteilt, die geschäftlichen Unterlagen 
nicht, unvollständig oder nicht rechtzeitig 
vorlegt oder die Duldung von Prüfungen 
verweigert. 

Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße 
bis zu zehntausend Deutsche Mark geahndet wer- 
den. 

(2) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 73 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist das Bun- 
desamt für gewerbliche Wirtschaft. Uber die Ab- 
änderung und Aufhebung eines rechtskräftigen, ge- 
richtlich nicht nachgeprüften Bußgeldbescheides 
(§ 66 Abs. 2 des Gesetzes über Ordnungswidrigkei- 
ten) entscheidet der Bundesminister für Wirtschaft. 


§ 13 

(1) Die Bußgeldvorschriften des § 12 gelten auch 
für denjenigen, der als vertretungsberechtigtes Or- 
gan einer juristischen Person, als Mitglied eines 
solchen Organs, als vertretungsberechtigter Gesell- 
schafter einer Personenhandelsgesellschaft oder als 
gesetzlicher Vertreter eines anderen handelt. Dies 
gilt auch dann, wenn die Rechtshandlung, welche die 
Vertretungsbefugnis begründen sollte, unwirksam 
ist. 

(2) Den in Absatz 1 bezeichneten Personen steht 
gleich, wer mit der Leitung oder Beaufsichtigung | 
des Unternehmens oder eines Teils des Unterneh- 
mens eines anderen beauftragt oder von diesem 


ausdrücklich damit betraut ist, in eigener Verant- 
wortung Pflichten zu erfüllen, die dieses Gesetz auf- 
erlegt. 

§ 14 

(1) Wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm in sei- 
ner Eigenschaft als Angehöriger oder Beauftragter 
des Bundesamtes für gewerbliche Wirtschaft oder 
des Bundesministeriums für Wirtschaft bei seiner 
Tätigkeit auf Grund dieses Gesetzes bekannt ge- 
worden ist, unbefugt offenbart, wird mit Gefäng- 
nis bis zu einem* Jahr und mit Geldstrafe oder mit 
einer dieser Strafen bestraft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sidi oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Gefäng- 
nis bis zu zwei Jahren; daneben kann auf Geldstrafe 
erkannt v/erden. Ebenso wird bestraft, wer ein 
fremdes Geheimnis, namentlich ein Betriebs- oder 
Geschäftsgeheimnis, das ihm unter den Vorausset- 
zungen des Absatzes 1 bekannt geworden ist, unbe- 
fugt verwertet. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten 
verfolgt. 

§ 15 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgeset- 
zes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im 
Land Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungsge- 
setzes. 

§ 16 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1965 in Kraft und 
mit Ablauf des 31. Dezember 1967 außer Kraft. 
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Begründung 


Der Deutsche Bundestag hatte in seiner Sitzung am 
16. Mai 1962 im Anschluß an die Energiedebatte auf 
Vorschlag der Bundesregierung beschlossen, den 
Kohlenzoll über das Jahr 1962 hinaus fortzuführen. 
Diesem Beschluß ist durch das Gesetz über das 
Zollkontingent für feste Brennstoffe 1963 und 1964 
vom 27. Dezember 1962 Rechnung getragen worden, 
dessen Geltungsdauer am 31. Dezember 1964 aus- 
läuft. Die Lage im deutschen Steinkohlenbergbau 
hat sich aber noch nicht so weit gebessert, daß auf 
einen weiteren Schutz gegenüber den Einfuhren von 
Drittlandskohle verzichtet werden kann. 

Die Wirtschaftspolitik der Bundesregierung ist ge- 
genwärtig im besonderen Maße darauf ausgerichtet, 
den ohnehin bestehenden Preisauftriebstendenzen 
auch durch handelpolitische Maßnahmen zu begeg- 
nen. Schon aus diesem Grunde scheidet der nahe- 
liegende Gedanke aus, den gewünschten Schutz für 
den heimischen Steinkohlenbergbau durch einen 
entsprechend hohen, generell zu erhebenden Kohlen- 
zoll zu erzielen. Ein zollfreies Kontingent muß viel- 
mehr beibehalten werden, um eine wesentliche Ver- 
teuerung der Importkohle und damit die Möglich- 
keit so begründeter Preiserhöhungen, insbesondere 
auf dem Gebiet der Energieversorgung zu ver- 
hindern. 

Das Festhalten am Zollkontingent wirft zwangsläu- 
fig das Problem seiner Verteilung — entweder auf 
die Importeure oder auf die Verbraucher — auf. 
Eingehende Überlegungen über die Zweckmäßigkeit, 
das bisherige Importeurkontingent durch ein Ver- 
braucherkontingent zu ersetzen, haben zu dem ER- 
gebnis geführt, daß diese Änderung notwendiger- 
weise eine noch v/eitergehendc Erstarrung des 
Marktgeschehens und kaum zu lösende Verwal- 
tungsschwierigkeiten zur Folge haben würde. Hinzu 
kommt, daß die Importeure durch die Kohlenzoll- 
regelung in der Ausübung ihres Gewerbes beson- 
ders betroffen werden und ihnen daher in dieser 
Frage der Vorrang gegeben werden sollte. 

Der Entwurf trägt dem vom Wirtschaftsausschuß 
des Deutschen Bundestages gelegentlich der Bera- 
tung des jetzigen Kohlenzollgesetzes geäußerten 
Wunsch nach einer Auflockerung der bisherigen Re- 
gelung mit dem Ziel eines verstärkten Wettbewerbs 
bei der Importkohle in folgender Weise Rechnung; 

1. An der Aufteilung des Kontingents nach den 
bisher schon geltenden Grundsätzen auf die Im- 
porteure wird zwar festgehalten, die Erteilung 
der Kontingentscheinc und damit die Möglichkeit 
zu ihrer Ausnutzung wird aber grundsätzlich 
davon abhängig gemacht, daß die Importeure 
Verträge mit Verbrauchern abgeschlossen haben 
oder sich an der Erfüllung derartiger Lieferver- 
träge beteiligen. Es ist zu erwarten, daß durch 
diese Regelung die Verbraucher einen stärkeren 


Einfluß vor allem auf die Preisgestaltung für 
Importkohle ausüben können. 

2. Firmen, die den Kohlenhandel betreiben, bisher 
jedoch keine Kontingentscheine erhalten konn- 
ten, weil sie in den Referenzjahren 1954 bisl958 
Drittlandskohle nicht eingeführt hatten, können 
unter bestimmten Voraussetzungen künftig 
ebenfalls Zollkontingente zugeteilt werden. 

3. Die bisherige Aufteilung des Zollkontingents in 
Länderkontingente fällt fort. Im Rahmen der 
außenwirtschaftsrechtlichen Einfuhrregelung soll 
jedoch das bisherige Verhältnis der Anteile der 
einzelnen Ostblockstaaten am Zollkontingent 
erhalten bleiben. Im Rahmen des Globalkontin- 
gents können aber die in Betracht kommenden 
westlichen Lieferländer künftig auf dem deut- 
schen Markt in einen echten Wettbewerb mit- 
einander treten. Allerdings ist damit zu rechnen, 
daß' die bisherige dominierende Stellung der 
amerikanischen Kohle erhalten bleibt, da nach 
den Auskünften der Wirtschaft bereits jetzt über 
die Flälfte des gesamten Zollkontingents durch 
Verträge über amerikanische Kohle gebunden 
ist. 

4. Auch die vorgesehene drei- (statt bisher zwei-) 
jährige Geltungsdauer des Gesetzes trägt dazu 
bei, die Dispositionen der Importeure und Ver- 
braucher zu erleichtern. Die Verlängerung der 
Geltungsdauer ist allerdings nicht in erster Linie 
aus diesem Grunde, sondern deshalb vorgesehen, 
um den Anschluß an eine etwaige gemeinsame 
Energiepolitik im Zeitpunkt der Zusammenle- 
gung der Europäischen Gemeinschaften herzustel- 
len. 

5. Abgesehen von der sich aus der geänderten 
Geltungsdauer des Gesetzes ergebenden Ände- 
rung des Zollkontingents wird das Zollkontin- 
gent um insgesamt rund 775 000 t, das heißt um 
rund 260 000 t jährlich erhöht. Diese Erhöhung, 
die ebenfalls zu einer gewissen Marktauflocke- 
rung beitragen wird, ist so bemessen, daß sie 
für den deutschen Steinkohlenbergbau tragbar 
erscheint. 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die 

Ausführung des Gesetzes nicht mit Kosten belastet. 

Zu den einzelnen Bestimmungen des Gesetzes ist, 

soweit sie nicht aus der jetzigen Regelung übernom- 
men werden, folgendes zu bemerken: 

Zu § 1 

Die bisherige Aufteilung des Zollkontingents in 

Länderkontingente fällt weg. 
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ln Anmcukung 3 Abs. 2 sind bei dt'r Festsetzung 
des Z(.)llkonting('nts di(^ Bezüge des Saarlandes in 
den Referenzjdhren 1954 bis 1958, das zu dieser 
Zeit wirtschaftlich noch nicht zum Bundesgebiet ge- 
hörte, ausdrücklich berücksichtigt (entsprechende 
Änderungen in den §§ 2 und 3). 

Zu § 2 . 

Die Aufteilung des Gesamtkontingents ist zu 97 
vom Hundert auf den bisherigen Kreis der Impor- 
teure, zu 3 vom Hundert an gegebenenfalls das 
Importgeschäft miit Steinkohle neu aufnehmende 
Firmen (newcomer) vorgesehen. 

Zu § 4 

Diese Bestimmung stärkt den Einfluß der Verbrau- 
cher auf die Ausnutzung des Zollkontingents und 
trägt damit zur marktgerechten Versorgung mit Im- 
portkohle bei. Dies soll dadurch erreicht werden, 
daß die Erteilung des Kontingentscheines grundsätz- 
lich von dem vorherigen Abschluß von Lieferverträ- 
gen mit Verbrauchern, von der Beteiligung an der 
Erfüllung derartiger Lieferverträge oder — bei Ver- 
braucherimporteuren — vom Verbrauch der einge- 
führten Kohle im eigenen Unternehmen abhängig 
gemacht wird. Diesem Ziel dient ferner die in § 7 
vorgesehene Möglichkeit, die Beantragung von 
Kontingentscheinen auch für derartige Geschäfte 
und die Ausnutzung solcher Kontingentscheine an 
bestimmte Fristen zu binden. 

Außer für diese Geschäfte, die nach den bisherigen 
Erfahrungen mehr als 80 Vo der Kontingentmenge 
beanspruchen, ermöglicht § 4 unter der Vorausset- 
zung, daß dadurch die marktgerechte Versorgung 
der Verbraucher nicht beeinträchtigt wird, die Aus- 
gabe von Kontingentscheinen insbesondere für Lie- 
ferungen an lagerhaltende Händler und für die 
eigene Lagerhaltung. Durch die im § 4 vorgesehene 
Möglichkeit einer kürzeren Befristung der Kontin- 
gentscheine soll erredcht werden, daß die Impor- 
teure Kontingentscheine für die zuletzt erwähnten 
Geschäfte erst beantragen, wenn sie diese auch tat- 
sächlich durchführen. 

Von der Befristungsmöglichkeit soll gegebenenfalls 
auch Gebrauch gemacht werden, um die Kontingent- 
scheine nur für einzelne Kalenderjahre der Kontin- 
gentperiode gültig stellen zu können. Dem kommt 
im Hinblick auf die Möglichkeit Bedeutung zu, daß 
die gemeinsame Energiepolitik der europäischen 
Gemeinschaften bereits während der Geltungs- 
dauer des Gesetzes verwirklicht wird und es daher | 
angezeigt erscheint, die vollständige Inanspruchnah- | 


me des Kontingejits schon während der ersten bei- 
den Jcüirc' s(üner Gellungsdcuier zu verhindern. 

Schließlich enthält § 4 die bisher schon geltende Er- 
mächtigung, die Weiterlicferung der Importkohle 
regional zu steuern {Demarkationsregelung). Es ist 
vorgesehen, von dieser Ermächtigung in der bis- 
herigen Weise Gebrauch zu machen. Dieser Hand- 
habung kommt im Zusammenhang mit der ange- 
strebten Stärkung der Verbraucherposition zusätz- 
liches Gewicht zu. 

Zu § 5 

Diese Bestimmung stellt einen allgemeinen Grund- 
satz auf, in dessen Rahmen sich die Richtlinien des 
Bundesministeriums für Wirtschaft für die Erteilung 
von Kontingentscheinen an neue Importeure zu hal- 
ten haben. Jedenfalls sollen Kontingentscheine nur 
solchen Firmen zugeteilt werden, die im Zeitpunkt 
der Antragstcllung den Handel mit Steinkohle ge- 
werbsmäßig betreiben und Einkaufsmöglichkeiten 
im Ursprungsland der Importkohle nachweisen 
können. 

Zu § 6 und § 7 

Im Hinblick auf die zu § 4 erläuterte Neurege- 
lung sollen nach § 7 den Importeuren zwei Arten 
von Fristen gesetzt werden, nämlich einmal für 
ihre Anträge auf Festsetzung ihrer Anteile am Zoll- 
kontingent und zum anderen für Anträge auf Ertei- 
lung von Kontingentscheinen. Für die letzteren An- 
träge sollen verschiedene Fristen vorgesehen wer- 
den, je nachdem, ob die Kontingentscheine für die 
Erfüllung von Verbraucherverträgen und für den 
Selbstverbrauch oder insbesondere für Lieferungen 
an lagerhaltende Händler und für das eigene Lager- 
geschäft ausgenutzt werden sollen. Jedenfalls wer- 
den diese Fristen so bemessen werden, daß sie vor 
dem 30. Juni 1967 ablaufen, dem Zeitpunkt, von dem 
an nicht in Anspruch genommene Kontingente an- 
derweitig verfügbar werden. 

Zu § 10 

Während bisher Kontingentscheine der abgelaufe- 
nen Kontingentperiode nur um einen Monat ver- 
längert werden konnten, sieht diese Bestimmung 
eine Verlängerungsmöglichkeit um zwei Monate bis 
zum 28. Februar 1965 vor. Es hat sich nämlich in der 
Vergangenheit herausgestellt, daß im Falle eines be- 
sonders kalten Winters wegen auftretender Ver- 
kehrsbehinderungen eine einmonatige Verlänge- 
rungsfrist nicht ausreicht, um die Ware vor Ablauf 
I der verlängerten Geltungsdauer in das Bundesgebiet 
! zu verbringen. 
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